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achtung der Menschenrechte,
die Verwirklichung von Demo-
kratie und Konfliktverhütung
finden breite europäische Zustim-
mung – sie sind bereits in zahl-
reichen gemeinsamen Richtlinien
niedergelegt (vgl. W&E 05/2005).
Auffällig ist jedoch, daß die Ent-
wicklungsländer als zentrale Ak-
teure des Entwicklungsprozesses
nur am Rande auftauchen. Dem
Dokument fehlt ein klares Be-
kenntnis zum Grundsatz der Ei-
genverantwortlichkeit für natio-
nale Entwicklungsstrategien
(„Ownership“). Im Spannungs-
feld zwischen europäischen Wer-
ten und den Vorgaben von Welt-
bank und IWF bleibt den Ent-
wicklungsländern wie bisher we-
nig Spielraum. Die in sechs Grup-
pen zusammengefaßten Aktions-
themen sind so breit, daß der
spezifische Beitrag der Kommis-
sion zu sozialer und menschlicher
Entwicklung nicht erkennbar ist.
Zudem bleibt unklar, wie die
schon bislang unzureichende
Integration von Querschnitts-
prinzipien wie die Förderung
der Geschlechtergleichheit und
der Kinderrechte in den Ent-
wicklungsprogrammen gestärkt
werden soll.
� Kohärenz ohne Inhalt: Das
Ziel, Globalisierung gerecht zu
gestalten, zählt ebenfalls zum
wohlklingenden europäischen
Konsens. Die Autoren übersehen
dabei nur, daß es primär Aufgabe
der Entwicklungspolitik sein muß,
strukturelle Benachteiligung, so-
ziale Ausgrenzung und Ungleich-
verteilung von Ressourcen zu
bekämpfen. Ungerechte Welthan-
delsbeziehungen in der WTO
und gegenüber den AKP-Staaten
bei der Aushandlung regionaler
Freihandelsabkommen (EPAs)
werden ebenso wenig angespro-
chen, wie die Beachtung ent-
wicklungspolitischer Ziele in den
Bereichen Fischerei, Landwirt-
schaft und Umwelt. Auch betont
die Kommission, daß die Ent-
wicklungspolitik nicht den Am-
bitionen einer erweiterten Außen-

m Jahr 2000 gaben sich der
EU-Ministerrat und die Europäi-
sche Kommission mit der Er-

klärung zur EU-Entwicklungs-
politik erstmals eine Grundsatz-
strategie. Angesichts der damali-
gen Kritik an ihrem Entwick-
lungsprogramm – zu ineffizient,
zu schwerfällig, zu wenig armuts-
orientiert – wurde die gemein-
schaftliche Entwicklungspolitik
auf das Ziel der Armutsbekämp-
fung hin neu justiert. Die Be-
schränkung auf sechs Handlungs-
felder sollte zudem helfen, kom-
parative Vorteile der EU besser
zu nutzen. Doch die Umsetzung
des intendierten Politikwechsels
ist unbefriedigend, eine Überprü-
fung der Politik der letzten fünf
Jahre erscheint als Basis zukünf-
tiger Entscheidungen dringend
notwendig. Zudem bedeuten die
entwicklunhgspolitischen Millen-
niumsziele (MDGs), die Auswir-
kungen des 11. September 2001
sowie die Herausforderungen
der Globalisierung für die Ent-
wicklungszusammenarbeit ein
neues Umfeld, dem mit einer
erneuerten Strategie entsprochen
werden soll.
� Vom alten Wein: Unter dem
Titel „Der europäisches Konsens“
präsentierte die Kommission am
13. Juli 2005 ihre neue Vision
für die Entwicklungskooperation
der EU und ihrer Mitgliedstaaten.
Sie bestätigt damit zwar ihren
Anspruch auf Ausbau der Koor-
dination und Komplementarität
zwischen EU und ihren 25 Mit-
gliedern und zielt auf Verbesse-
rung der notorisch schlechten
entwicklungspolitischen Kohä-
renz der europäischer Außenpo-
litiken ab. Angesichts der selbst
gewählten Vorreiterrolle Europas
auf dem UN-Gipfel im September
ist es sicher gut und richtig, eine
neue entwicklungspolitische Stra-
tegie für die EU zu erarbeiten.
Nur: Die Kommission präsentiert
hier vor allem Altbekanntes. Es-
sentielle Prinzipien erfolgreicher
Entwicklungspolitik, wie eine
gute Regierungsführung, die Be-

und Sicherheitspolitik unterge-
ordnet werden darf. Welche in-
stitutionellen Vorkehrungen sie
dafür trifft, bleibt aber offen.
Um dem in der Verfassung ver-
ankerten Kohärenzgebot Nach-
druck zu verleihen, fehlen den
wohlfeilen Absichtserklärungen
die nötigen konkreten Politikzu-
sagen.
� Neue Initiativen: Bemerkens-
wert sind die Kommissionsinitia-
tiven zur Entwicklungsfinanzie-
rung und zur verstärkten Geber-
koordination. Der Entwurf be-
kräftigt den von den EU-Staaten
im Mai vereinbarten Stufenplan
für eine Erhöhung der Entwick-
lungshilfe bis 2015 (s. W&E-SD
7/2005). Auch der Bedarf zusätz-
licher Ressourcen für Entwick-
lung wird anerkannt, die in Gle-
neagles ins Stocken geratene
Diskussion über innovative Fi-
nanzierungsinstrumente durch
internationale Steuern allerdings
programmatisch nicht weiterge-
führt. Zur Verbesserung der eu-
ropäischen Geberkoordination
schlägt die Kommission einen
Aktionsplan vor, der die Harmo-
nisierung der Programmdurch-
führung durch eine „EU-Road-
map“ in jedem Partnerland vor-
sieht. Ein Erfolg dieser Initiativen
hängt entscheidend vom guten
Willen ab. Schon in der Vergan-
genheit sind ähnliche Initiativen
am Widerstand einzelner EU-
Mitgliedstaaten gescheitert.
� Kommissionsinterne Wi-
dersprüche: Die Überlegungen
des Papiers zur Implementation
des gemeinschaftlichen Entwick-
lungsprogramms sparen zentrale
Probleme aus. Die Kompetenz-
zersplitterung der EU-Entwick-
lungspolitik zwischen dem für
die Implementierung der Hilfen
in AKP-Staaten zuständigen Kom-
missars Louis Michel und der für
den Rest der Welt verantwortli-
chen Außenkommissarin Benita
Ferrero-Waldner bleibt ebenso
unerwähnt wie die Diskussion
um die neuen rechtlichen Grund-
lagen, mit denen die Entwick-
lungsprogramme zukünftig
durchgeführt werden. Denn im
Gegensatz zur Grundsatzstrate-
gie sind diese rechtlich verbind-
lich.

ie Kommission besteht
weiter auf ihrem im Rah-
men der Finanziellen Vor-

schau 2007-2013 konzipierten
Instrument für Entwicklungszu-
sammenarbeit und wirtschaftliche
Zusammenarbeit, das willkürlich
die Kooperation mit Entwick-
lungs- und Industrieländern zu-
sammenfaßt. Obwohl von Parla-
ment und Zivilgesellschaft wegen

seiner geringen Armutsfokussie-
rung scharf kritisiert, ist keine
Bereitschaft zur Schaffung einer
für alle Entwicklungsländer gül-
tigen Richtlinie zur Armutsbe-
kämpfung erkennbar.
Auch der Vorschlag zur zukünf-
tigen Ressourcenverteilung in-
nerhalb des EU-Entwicklungs-
programms bietet breiten Inter-
pretationsspielraum. Zwar beab-
sichtigt die Kommission, die Ver-
teilung ihrer Finanzmittel an den
Bedürfnissen und der Leistungs-
fähigkeit der Empfängerländer
auszurichten. Wie genau zwi-
schen den ärmsten Staaten und
Ländern mittleren Einkommens
differenziert werden soll, bleibt
von nicht näher definierten po-
litischen Vorgaben abhängig.
Werden diese Kriterien nicht
klar benannt, bleibt auch wei-
terhin fraglich, ob ODA-Mittel
wirklich in die am stärksten von
Armut betroffenen Länder und
Regionen fließen werden.
Schließlich soll die EU-Entwick-
lungspolitik auch in weiteren
Tätigkeitsfeldern aktiv werden,
zum Beispiel im Bereich Kon-
fliktprävention und Umgang mit
fragilen Staaten. Das Ausmaß des
Engagements in diesem Sektor
könnte zukünftig die für den
Ausbau sozialer Grunddienste
zur Verfügung stehenden Beträ-
ge schmälern.
� Harmonisches Trugbild:
Das neue Kommissionspapier
bleibt weit hinter den Erwartun-
gen zurück. Die grundlegenden
und über die MDGs hinausrei-
chenden strukturellen Armuts-
ursachen werden nicht aufge-
griffen, die Zielkonflikte zwi-
schen konkurrierenden europäi-
schen Außenpolitiken ausge-
blendet. Die Kommission ent-
wirft damit die Vision eines har-
monischen Miteinanders, das
weder zwischen einzelnen Poli-
tikfeldern noch in ihrem Verhält-
nis zu den Mitgliedsstaaten ge-
geben ist. Die Strategie aus Brüs-
sel tut niemandem weh, sie ist
ein Konsens auf niedrigem Ni-
veau.

Tobias Hauschild und Dr. Klaus
Schilder arbeiten im Bereich EU-
Nord-Süd-Politik bei WEED in
Berlin.

Hinweis:
* Die Entwicklungspolitik der
Europäischen Union: Der euro-
päische Konsens, 24 pp., EU
Kommission, 13.07.05. Bezug:
e u r o p a . e u . i n t / c o m m /
d e v e l o p m e n t / b o d y /
d e v e l o p m e n t _ p o l i c y _
statement/index_en.htm
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Neue Strategie der EU-Entwicklungspolitik?

Minimalkonsens
auf niedrigem Niveau
Mitte Juli 2005 veröffentliche die EU-Kommission das mit Spannung
erwartete neue Grundsatzpapier zur Reform der europäischen
Entwicklungspolitik (s. Hinweis). Es gilt als Antwort auf die an-
haltende Kritik an der Ausrichtung und Umsetzung des bisherigen
EU-Entwicklungsprogramms. Bis November können Rat und
Parlament dem Vorschlag nun den Feinschliff geben. Tobias Hau-
schild und Klaus Schilder fragen, ob der erweiterten EU damit
der konzeptionelle Neustart gelingen kann.
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